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Krasinsky Vladislav

Über das Recht des Volkes auf Aufstand
In edem Staat gibt es Leute, die mit der sozial-wirtschaftlichen Politik, mit der Tätigkeit der Staatsorgane, mit den geltenden Gesetzen unzufrieden sind. Diese Leute streben danach, die gerechte und fortschrittliche Gesellschaft zu errichten.
Ihre Hauptidee besteht darin, dass die existierende Staatsmacht das Volk unterdrückt, deshalb soll diese Macht mit Gewalt beseitigt werden. Die Vertreter solcher radikalen Ideen fordern ihre Anhänger zu den Revolutionen und den Volksaufständen auf.
Die Begründung des Rechtes auf Aufstand entstand als Ergebnis des Kampfes der gegen einen gewalttätigen Weg der Gesellschaftsentwicklung aufgetretenen konservativen, liberalen und sozial-demokratischen Ideologien.
Die Ideologie des Rechtes auf Aufstand spielte eine sehr große Rolle in der Geschichte der Menschheit.
Im Mittelalter war sie Teil der radikalen Programme der Reformation, die von Münzer, Kalvin, Hussitenkriegen verkündet worden waren. Diese Ideologie trug zur Demokratisierung der Kirche bei und beeinflusste die bürgerliche Weltanschauung.
Während der bürgerlichen Revolutionen hatte juristisch-politische Lehre von Rousseau eine wesentliche Bedeutung für die öffentliche Meinung. Rousseau argumentierte zum ersten Mal, warum ein reaktionäres und volksfeindliches  Regime gestürzt werden soll. Er galt als Begründer des politischen Radikalismus. Rousseaus politische Ansichten wurden von Jakobinern (Marat, Robespierre) und Babeuf benutzt.
Die radikalen Ideen von den europäischen Aufklärern waren bekannt nicht nur in Europa, sondern auch in Übersee. Das Recht auf Aufstand wurde zu einer grundlegenden Idee während des Unabhängigkeitskrieges in den USA. Die Hauptideen der Befreiungsbewegung wurden von den „Vätern-Gründern“ (Franklin, Paine, Jefferson) erklärt und in der „Deklaration der Unabhängigkeit“ 1776 verankert.
Raditschev hatte zum ersten Mal in der russischen politischen Ideologie die revolutionär-demokratische Konzeption geschaffen. Er setzte sich dafür ein, dass das Mittel des Überganges zur Republik und zur Aufhebung der Leibeigenschaft sein soll. Später wurden einige Raditschevs Ideen in den Programmen von Dekabristen entwickelt. Aber als Grundmethode des Kampfes schlugen Dekabristen einen bewaffneten Aufstand einer Untergrundorganisation vor. Sie waren überzeugt, dass die Teilnahme des Volkes an der Revolution zu den Unruhen im Land und zum Ende der Freiheit führt.
Im 19. Jahrhundert entstand in Russland „Narodnikibewegung“, deren Gründer Herzen und Tchernischevsky sahen den Übergang zum russischen Sozialismus durch Bauerngemeinde und Volksrevolution vor.

Die Erfahrung der europäischen bürgerlichen Revolutionen von 1848-1849 wirkte auf die Entstehung des Marxismus im Rahmen dessen Marx und Engels auf die Lehre von der sozialistischen Revolution eingegangen waren. Zum ersten Mal betrachteten Marxisten den Aufstand als eine Art Kunst. Sie erkannten die Gründe der Misserfolge und Erfolge der Aufstände, bestimmten die Taktik des Proletariates im Laufe der bürgerlichen Revolutionen.
Die revolutionären Anarchisten ( Bakunin, Kropotkin; Sorelle) kämpften um die Liquidierung des Staates, die Vernichtung des Kapitalismus und die soziale Revolution. Sie akzeptierten den Aufstand als ein Mittel der Umgestaltung der menschlichen Gesellschaft.
Die Lehre von Karl Marx entwickelte Vladimir Lenin weiter. Er bestimmte Wesenszüge der revolutionären Situation und gab die These über die Notwendigkeit der Vereinigung von Proletariat und Bauern für den Sieg der Revolution. Im Unterschied von Karl Marx kam Lenin auf den Gedanken, dass die sozialistische Revolution in einem einzelnen Land gewinnen kann.
Lenins Theorie wirkte auf die weitere Entwicklung der Sowjetideologie und Staatslehre. Damals bedinte man sich der Begründung des Rechtes auf Aufstand als Grundlage der Ideologie des proletarischen Internationalismus.
Heutzutage wird die Ideologie des Aufstandes und ihre positive Rolle auf der Entwicklung der Gesellschaft nicht so eindeutig eingeschätzt.

Erstens, ist das Recht auf Aufstand nicht so aktuell. Das allgemeine Wahlrecht, aktive Tätigkeit der politischen Parteien und Gewerkschaften, die Erhöhung des Lebensniveaus fördern den Gebrauch der Rechtsregelung der sozialen Widersprüche. Die geringere Interesse zur Ideologie des Aufstandes ist mit den ungewalttätigen Methoden des Widerstandes (Toro, Tolstoi, Handi, King) und mit der Unmöglichkeit der Einsetzung des Widerstandes gegen Polizei, Überfallkommando und Truppen zu verbinden.
Zweitens, kam es zur Neubewertung des Inhalts und der Ergebnisse der Aufstände. Es wurden positive Lehren gezogen. Die Praxis der „farbenen Revolutionen“ zeigte, dass Massenaktionen mit dem Gebrauch der modernen propagandistischen Technologien und mit der ausländischen Einmischung ins politische Leben des Landes verbunden sein können (Jugoslawien 2000, Grusien 2003, Ukraine 2005, Weißrussland 2006). Das ganze Volk verlor durch solche Revolutionen: alle Ergebnisse werden für die Umverteilung der Macht von den Vertretern der wirtschaftlich-politischen Gruppen mißbraucht.
Drittens, ist heute das Recht des Volkes auf Aufstand aus den politischen Dokumenten und den juristischen Akten fast verschwunden. Die Verankerung solches Rechtes in der geltenden Gesetzgebung bedeutet eine Zeitbombe.
Viertens, verstößt zurzeit das Recht des Volkes auf Aufstand gegen Gesetze. Die Verfassungsakten und kriminelle Gesetze verbieten die Staatsordnung zu verletzen. Der Gesetzgeber strebt, die Stabilität des Staatsregimes zu sichern, die Bürger vor den Rechtsverletzungen und vor den Menschenopfern zu schützen. Als Beispiel kann Kirgisische Revolution von 2005 dienen, die zum Blutvergießen, zum Gemetzel und zum Banditentum geworden ist.
Das Recht des Volkes auf Aufstand ist das äußerste Mittel. Dieses Recht ist mit dem Recht auf Gebrauch der Atomwaffe zu vergleichen. Diese Rechte sind nur für den Schutz von Millionen Bürger zu benutzen, wenn es keine anderen Möglichkeiten gibt (z.B. für die Befreiung von dem Faschismus oder für den Sturz der furchtbaren Diktatur von Paul Pot in Kampuchea, die Millionen Menschenopfer brachte). In den heutigen Umständen steht die Verwirklichung des Rechtes auf Aufstand im Zusammenhang mit den durchgeführten Repressalien, dem Völkermord, mit der Ergreifung des Staates (seines Teiles) von einem anderen Staat (von einem militärisch-politischen Block). 
Politische Repressalien bedeuten die Gewahlt und den Terror gegenüber den politischen Gegnern. Die Repressalienpolitik und die Willkur zu den eigenen oder ausländischen Bürgern befreien diese Leute von der Loyalität zu diesem politischen Regime. Die Ermordung der schuldlosen Menschen, „GULAG“ und „KZ“ können nie rechtfertigt werden.
Zum Genocid gehören etnische „Säuberungen“ und Deportationen, die zur Massenvernichtung der Bevölkerung führen. Der Aufstand gegen den Staat, der ein Verbrecher ist, wird eine Art notwendige Verteidigung sein.

Der Überfall, der mit dem Verstoß gegen das Völkerrecht verbunden ist, ist der Grund für den Widerstand gegen die Besatzungsmacht (Besatzungsmächte) und für die Liqiedierung der Besatzungsverfassung, der Besatzungsstaatsordnung und des Besatzungsregimes (Irak, Afghanistan, Kossovo). 

Geschichtliche Lehren des 20. Jahrhunderts zeigen, das der Aufstand ein wichtiges Mittel gegen die Besatzung ist. Z.B. erfolgreicher Pariser Aufstand 1944, der Aufstand im Norden Italiens 1945, Prager Aufstand 1945, im Laufe deren Besatzungsmächte gestürzt wurden und nazistische Besatzungszonen befreit wurden.
Kein einziger ausländischer Staat (der Block der Staaten) hat das Recht, die Staatsordnung eines anderen Landes zu errichten und zu beseitigen und es als Anlass zum Schutz der Menschenrechte und zum Sturz der reaktionären Regime zu mißbrauchen. Solches Recht hat nur das Volk dieses Staates.
In anderen Fällen soll die Realisierung des Rechtes auf Aufstand ausgeschlossen werden: politische Massenaktionen, Wahlkampagnen und Abberufungsrecht sind zu benutzen.

Zum Abschluss ist noch zu betonen, dass in der politischen Praxis das Recht auf Aufstand eine Garantie der Mitglieder der Gesellschaft gegen staatliche Willkür ist. Die Spitzenpolitiker und die Vertreter der Behörden haben die Möglichkeit des Kampfes der Menschen für ihre Rechte in Betracht zu ziehen.
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